
hildesheim und region

hildesheim

Wohnungen in Hildesheim
werden knapp und teurer
In hildesheim gibt es zu wenig gut bezahlbaren
Wohnraum, kritisieren der Mieterbund und der
deutsche Gewerkschaftsbund in einer gemein-
samen Kampagne. Sie fordern die Stadt auf, auf
dem Markt selbst aktiv zu werden. Seite 9

hildesheimer land

Landkreis schafft in diesem
Jahr doch ein kräftiges Plus
Nächstes Jahr droht ein massives defizit – doch
dieses Jahr entwickeln sich die Finanzen des
landkreises besser als gedacht. Er erwartet gut
10 Millionen Euro plus statt einer „roten Null“.
die Gründe sind vielfältig. Seite 15

thema des tages

Internationaler Tag gegen
Gewalt an Frauen
protest in orange: am heutigen Mittwoch, 25.
November, erstrahlen mehrere hildesheimer Ge-
bäude in orangenem licht – ein protest gegen
Gewalt an Frauen. In hildesheim finden noch
weitere aktionen statt. Seite 14

wirtschaft

Deutsche Börse stockt
Dax auf 40 Mitglieder auf
die deutsche Börse verschärft ihre Regeln. die
Zusammensetzung des deutschen aktienindex
(dax) soll künftig zweimal statt nur einmal jähr-
lich regulär überprüft werden. Von September
2021 an spielen 40 statt 30 Konzerne in der ers-
ten deutschen Börsenliga. Seite 8

sport

Dortmund besiegt Brügge,
Leipzig verliert in Paris
Borussia dortmund hat einen großen Schritt in
Richtung champions-league-achtelfinale ge-
macht. die Mannschaft von lucien Favre besieg-
te am dienstag den Fc Brügge 3:0. RB leipzig
ist mit einer 0:1-Niederlage bei paris Saint-Ger-
main auf den dritten platz abgerutscht. Seite 24
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von Stadttouristen längst viel stär-
ker intensiviert. In Hamburg und
Berlin etwa zahlten Kongressbü-
ros Kopfprämien für Veranstaltun-
gen, die Räume in den Städten
buchten. Weltweit werde um Ta-
gungengeworben,zudemwürden
die touristischen Attraktionen ge-
stärkt. Im Wirtschaftsausschuss
derRegionwurdenerste Ideenge-
nannt, mit denenHannover punk-
ten könnte. Etwa dauerhaft spie-
lende Musicals, mit denen andere
Städte kontinuierlich Gäste anzie-
hen. Genannt wurden auch ein
Konzerthaus, ein Freizeitpark auf
dem Messegelände, schwimmen-
de Hotelzimmer oder der Baum-
wipfelpfad, den die Stadt in die Ei-
lenriede bringen will. Was genau
es werde, sei abzuwägen, sagte
Studienleiterin zur Oven-Krock-
haus: „Aber Siemüssen handeln.“
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Auszeit –
wie lange?
Handballer
stellen erste
Modelle für
Wiederbeginn
der Spiele vor
Seite 23

(SPD) am Dienstag. Die Zeitspanne
zwischen dem letzten Schultag und
Heiligabend vergrößere sich da-
durch auf insgesamt fünf Tage. Aus
Hildesheim gibt es bereits erste
positive Reaktionen auf die Ent-
scheidung. „Ich freuemich sehr da-
rüber“, sagt etwa der Leiter der Ro-
bert-Bosch-Gesamtschule (RBG),
René Mounajed, der als Geschäfts-
führerdesniedersächsischenSchul-
leitungsverbands auch einen guten
ÜberblicküberdieStimmunginvie-
len verschiedenen Kollegien hat.
„Ich kenne nur Schulleitungen, die
vorgezogeneFerien für sinnvollhal-
ten und diese gewünscht haben.“

Auch Kirstin Seidel, Vorsitzende
des Hildesheimer Stadtelternrats,
begrüßt den vorgezogenen Ferien-
start. „Die Kinder brauchen die frü-
here Auszeit. Es ist doch sehr belas-
tend, unter diesenBedingungen zur
Schule gehen zu müssen.“ Sie ver-
weist aber auch auf mögliche Prob-
leme, etwa an Grundschulen, und
fordert: „Es muss gewährleistet
sein, dass keine Eltern Schwierig-
keiten bekommen, weil eine Be-
treuung für ihre Kinder fehlt.“

Hannover/Hildesheim. Schüler in
Niedersachsen erhalten wegen der
Corona-Pandemie in diesem Jahr
nun doch längere Weihnachtsfe-
rien. Sie beginnen einige Tage frü-
her als geplant. Letzter Schultag vor
den Ferien soll Freitag, der 18. De-
zember, sein, hieß es gestern zu-
nächst seitens der Landesregierung
inHannover.Bislangwarder22.De-
zemberals letzterSchultagvorgese-
hen. Schüler, bei denen Familien-
mitglieder zu einer Risikogruppe
gehören,könnensogarschonam16.
Dezember in die Ferien gehen.
Nach bisherigem Stand soll die
Schule in Niedersachsen im neuen
Jahr am 11. Januar wieder begin-
nen.

„Über zwei zusätzliche freie Ta-
ge, an denen die Kinder und Ju-
gendlichen ihre Kontakte zu ande-
ren deutlich einschränken können,
leistenwir schulseitigeinenBeitrag,
das Infektionsgeschehen vor Weih-
nachten abzudämpfen“, sagte Kul-
tusminister Grant Hendrik Tonne

Von Marco Seng
und Jan Fuhrhop

So leisten
wir einen

Beitrag, das
Infektionsge-
schehen vor
Weihnachten
abzudämpfen.
Grant Hendrik Tonne,
Kultusminister (Spd) in

Niedersachsen

Niedersachsen startet früher
in die Weihnachtsferien

Am 16. oder 18. Dezember ist letzter Schultag / Positive Reaktionen
aus Hildesheim / Schulen sollen Notbetreuung anbieten

Laut Ministerium sollen Fami-
lien, bei denen Mitglieder zu einer
Risikogruppe gehören, „weiterge-
henden Schutz“ erhalten. Eltern
können ihre Kinder demnach be-
reits am 17. und 18. Dezember per
Antrag vom Präsenzunterricht be-
freien lassen. „Bis Heiligabend wä-
ren demnach acht Tage Zeit für die
Schülerinnen und Schüler, um sich
zu isolieren und Kontakte zu mini-
mieren“, sagte Tonne. Er forderte
die Schulen auf, für die Jahrgänge 1
bis 6 am 21. und 22. Dezember Not-
betreuung anzubieten.

Der Kultusminister hatte einen
früheren Start der Ferien zuletzt
noch abgelehnt. Die Ministerpräsi-
denten einigten sich bei ihren Ge-
sprächen über die Corona-Regeln
aber darauf, die Weihnachtsferien
auf den 16. Dezember vorzuziehen.

CDUundFDPbegrüßtendieVer-
längerung der Ferien. Die SPD gehe
damit auf einen Vorschlag seiner
Partei ein, sagte CDU-Landeschef
Bernd Althusmann.
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Rassismus
bei Bremer
Feuerwehr?

Bremen. In der Bremer Feuer-
wehr sind rechtsextreme Struk-
turen aufgedeckt worden.
Staatsschutz und Verfassungs-
schutz ermitteln. Was bislang an
Dokumenten und Bildern vorlie-
ge, sei aus dem rechten „Hard-
core-Bereich, die übelsten Sa-
chen“, sagte Bremens Innense-
nator Ulrich Mäurer (SPD). Es
geht um Rechtsextremismus,
Rassismus und Sexismus.

Staatsanwalt ermittelt Seite 6

Eine
Milliarde für
Klimaschutz

Hannover. Niedersachsens Lan-
desregierung will dem Klima-
schutz mit einem Förderpro-
grammvon insgesamt rund einer
Milliarde Euro neuen Schwung
verleihen.DasPaketaus46Maß-
nahmen soll etwa den Ausbau
der erneuerbaren Energien, die
Gebäudesanierung und die Ver-
kehrswende voranbringen.

Schlechte Perspektive Seite 6

Attraktionen gesucht
Hannover hat zu wenig private Stadttouristen

Hannover. Eine von der Region
Hannover in Auftrag gegebene
Studie zeigt, wie gefährlich es ist,
dassHannover jahrelangvorallem
von seinemRuf als herausragende
Messestadtgelebthat. „80Prozent
der Übernachtungsgäste sind Ge-
schäftsreisende, nur 20 Prozent
sind private Stadttouristen“, sagt
Prof. Ina zur Oven-Krockhaus von
der privaten Hochschule iubh aus
derSüdstadt,diedieStudieerstellt
hat. Das sei im Bundesvergleich
ein ungewöhnlich hohes Un-
gleichgewicht

Regions-Wirtschaftsdezernent
Ulf-Birger Franz wies bei der Vor-
stellung der Studie am Dienstag
darauf hin, welche wirtschaftli-
chenGefahrenHannoverdrohten.
Andere Städte hätten die Akquise

Von Conrad von Meding

Weil darf gegen NPD twittern
Staatsgerichtshof weist Klage ab / Neutralitätspflicht nicht verletzt

Bückeburg. Mehrere kritische
TweetsvonNiedersachsensMi-
nisterpräsidentenStephanWeil
(SPD) gegen die rechtsextreme
NPD sind aus Sicht des Staats-
gerichtshofes gerechtfertigt
und mit dem Grundgesetz ver-
einbar. Das Gericht wies am
Dienstag einen Antrag des
NPD-Landesverbandeszurück.

Die Partei hatte demMinis-
terpräsidenten vorgeworfen,
seine Neutralitätspflicht miss-
achtet zu haben. Sie sah da-
durch ihr Recht auf chancen-
gleicheTeilhabeampolitischen
Wettbewerb verletzt. „Dem ist
derNiedersächsische Staatsge-
richtshof nicht gefolgt“, hieß es
in einer Pressemitteilung des
Gerichts (Az.: StGH 6/19).

Weil hatte im November
2019 im Zusammenhang mit
einer NPD-Veranstaltung, die
sich in erster Linie gegen drei
namentlich genannte Journa-
listen richtete, mehrere Tweets
gepostet. Darin betonte er, dass
es wichtig sei, dass sich viele
Bürger der „rechten Hetze“

entgegenstellten. Die Tweets
bezweckten auch aus Sicht des
Gerichts, dass Menschen der
NPD-Veranstaltung fernblei-
ben oder sich der Gegen-
demonstration anschließen.

Der Ministerpräsident kön-
ne seinen Eingriff aber damit
rechtfertigen, dass er von einer
Befugnis zur Informations- und
ÖffentlichkeitsarbeitGebrauch
gemacht habe.Zu seinenAmts-
pflichten gehöre es auch, sich
schützend vor die freiheitlich
demokratische Grundordnung
und ihre Institutionen zu stel-
len. Er müsse die Bevölkerung
für demokratiegefährdende
Entwicklungen sensibilisieren
sowie das bürgerschaftliche
Engagement dagegen stärken.
Seine Neutralitätspflicht sei in-
soweit eingeschränkt.

Von Helmut Reuter

„Der rechten Hetze entgegenstel-
len“: So lautete der Aufruf von
Stephan Weil. Foto: S. Schuldt/dpa

Die
Übergabe
Donald Trump lenkt ein:
Obwohl der US-Präsident
seine Wahlniederlage
noch immer nicht
akzeptiert, gibt er seine
Blockadehaltung gegen
den Machtwechsel auf.
Damit kann Joe Biden mit
der Arbeit beginnen. Seite 2, 4

4 190374 402206

3 0 0 4 8


